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Siegburg, 23.09.2015 

Antrag der Gruppe FUW-PIRATEN und der Fraktion DIE LINKE im Kreistag Rhein Sieg 
auf eine kurze Darstellung der Pro- und Kontra Argumente bezüglich der 
Gesundheitskarte für Flüchtlinge basierend auf dem Vertrag mit NRW versus der 
Gesundheitskarte für Flüchtlinge basierend auf dem Vertrag der 
Kommunen im RSK auf der TO der Sondersitzung des 
Ausschusses für Soziales, Gleichstellung und Integration am 30.09.2015 

Die Kreistagsgruppe FUW-PIRATEN und die Kreistagsfraktion DIE LINKE bitten die 
Verwaltung in der Sondersitzung des Ausschusses für Soziales, Gleichstellung 
und Integration am 30.09.2015 um eine kurze Präsentation der beiden 
Gesundheitskarten für Flüchtlinge. 

Begründung: 

Das Land NRW hat mit verschiedenen Krankenkassen eine Rahmenvereinbarung 
geschlossen, der die Kommunen beitreten können, siehe: 

t Vings : // rat sblatt« wordpress . com/2015/08 A3J^/di.e~llnke-in-nrw-begruess t - bieg 
nrw/ 

http://www. iggepa, ; /gesundheit/Versorgung/Gesundheitskarte-fuer-
Fluec - « i ' 



Gleichzeitig haben die Kommunen im RSK einen Vertrag geschlossen, nachdem 
sie sich in Sachen Gesundheitsleistungen für Flüchtlinge gegenseitig
unterstützen. 

Der Rat 'der Stadt Bornheim hatte nun beschlossen, die Gesundheitskarte nach 
der Rahmenvereinbarung des Landes einzuführen. 
Nun scheint aber, der Kreis zu blockieren, und pocht auf den Vertrag 
zwischen den Kommunen. 
Allerdings haben die Kommunen mit der Kreisverwaltung eine 
Vereinbarung über die Krankenversorgung geschlossen, laut Herrn Schnapka, 
Sozialdezernent von Bornheim, iässt diese Vereinbarung eine Umstellung auf 
Karte ohne Probleme zu. Die Kreisverwaltung Siegburg allerdings sieht das 
anders und verweigert der Stadt Bornheim diese Umstellung, wogegen Bornheim 
juristisch vorgehen will. 
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